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Geschütztes Kulturgut, das der Kategorie III entspricht10, 
wird nicht registriert. Die Registrierung liegt im eigenen 
Interesse des Besitzers, da sein Kulturgut dokumentiert 
wird und er somit einen Nachweis über seinen Kulturgut­
besitz hat. Gegen Maßnahmen zur Registrierung ist die 
Beschwerde zulässig. Das Beschwerdeverfahren regelt sich 
nach dem Kulturgutschutzgesetz.

♦

Die АО zur Gewährleistung der Einhaltung der Fischerei­
vorschriften durch Fischereifahrzeuge außerhalb der 
Fischereigewässer der DDR vom 15. Januar 1982 (GBl. I 
Nr. 7 S. 160) verpflichtet den Kapitän oder den mit der 
Schiffsführung Beauftragten des DDR-Schiffes, die Durch­
fahrtsregelungen in anderen Staaten, die Fischereivor­
schriften für die Fischereikonventionsgebiete sowie für 
Fischereizonen, Wirtschaftszonen und Territorialgewässer 
der Küstenstaaten, in denen die Fischerei durchgeführt 
wird, einzuhalten. Bei schuldhaftem Verstoß gegen diese 
Pflichten kann ein Verweis erteilt oder eine Ordnungs­
strafe ausgesprochen werden.

*

Mit der АО über die Gebühren für die Tätigkeit der 
Rechtsanwälte — Rechtsanwaltsgebühren (RAGO) — vom 
1. Februar 1982 (GBl. I Nr. 9 S. 183), die am 1. Juli 1982 in 
Kraft tritt, werden die bisherigen Rechtsvorschriften, die 
die Gebühren der Rechtsanwälte regelten (z. B. die Gebüh­
renordnung für Rechtsanwälte vom 5. Juli 1927 [RGBl. I 
S. 162]), aufgehoben. Eine Ausnahme bildet lediglich die 
Vergütung der Rechtsanwälte für ihre Tätigkeit in Ver­
fahren vor dem Staatlichen Vertragsgericht.11

Im Vergleich zur bisherigen Gebührenregelung bringt 
die neue RAGO eine Reihe von Veränderungen, so daß 
eine bedeutende Vereinfachung des Gebührenrechts und 
damit eine bessere Überschaubarkeit erreicht wurde. So­
weit für bestimmte Tätigkeiten des Anwalts bei der Be­
messung der Gebührenhöhe keine Mindest- und Höchst­
beträge festgelegt sind, wird die Höhe der Gebühren nach 
der als Anlage zur RAGO veröffentlichten Gebühren­
tabelle bestimmt. Mündliche Rechtsauskünfte an Bürger 
sind unentgeltlich.

In Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen sowie 
sonstigen Rechtsangelegenheiten wurde darauf verzichtet, 
die große Zahl bisheriger Einzelgebühren (Prozeß-, Ver­
handlungen Vergleichs-, Beweis- und weitere Verhand­
lungsgebühr sowie mindestens weitere 20 Möglichkeiten 
der Berechnung von 2/10, 3/10 oder 5/10 Gebühren für be­
stimmte Prozeßhandlungen) beizubehalten. Es wurden in 
Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen nur zwei Grund­
gebühren festgelegt: die Bearbeitungsgebühr und die Ver­
handlungsgebühr. Im Rechtsmittelverfahren entstehen 
— im Unterschied zu der bisherigen Regelung — lediglich 
die gleichen Gebühren wie für die erste Instanz.

Grundsätzlich wurde die Berechnung der Gebühren in 
Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen sowie für an­
dere Rechtsangelegenheiten — ausgenommen Strafsachen — 
nach dem Gebührenwert unter Zugrundelegung des Be­
rechnungsprinzips der ZPO beibehalten. Somit bildet der 
Gebührenwert einheitlich die Grundlage für die Berech­
nung der Gerichtskosten wie auch der Gebühren für die 
Rechtsanwälte. Zur besseren Differenzierung besteht die 
Möglichkeit, diese Gebühren jeweils um die Hälfte zu er­
höhen oder herabzusetzen, und zwar unter den in der 
RAGO genannten Voraussetzungen. Die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts zur vorbeugenden Tätigkeit und außer­
gerichtlichen Beilegung von Konflikten wird durch die 
Erhöhung der Bearbeitungsgebühr stimuliert.

Auch die Berechnung der Gebühren in Strafsachen ist 
vereinfacht worden; außerdem wurden konkrete Gebüh­
renrahmen für die Tätigkeit des Rechtsanwalts außerhalb 
gerichtlicher Strafverfahren festgelegt. Die bisherige Re­
gelung der Gebühren für Strafsachen in Form einer Rah­
mengebühr unter Berücksichtigung der Zahl der Ver­
handlungstage wurde beibehalten. Der untere und obere

Rahmen für die Gebühren wurde heraufgesetzt. Mit der 
Gebührenerhöhung in Strafsachen wird der Bedeutung der 
Tätigkeit des Verteidigers Rechnung getragen und zugleich 
die Profilierung der Anwaltstätigkeit stimuliert. Die Er­
höhung der Gebühren des Rechtsanwalts in Strafsachen 
entspricht den von einem Strafverteidiger erwarteten Lei­
stungen und der Bedeutung des Rechts auf Verteidigung. 
Die Tätigkeit des bestellten Verteidigers wird nicht mehr 
wie bisher grundsätzlich geringer vergütet als die des 
Wahlverteidigers.

Unter bestimmten in der RAGO genannten Vorausset­
zungen ist es möglich, daß Rechtsanwalt und Auftraggeber 
eine von den Vorschriften der RAGO abweichende Verein­
barung zur Abgeltung der Gebührenansprüche treffen kön­
nen.

Schließlich ist die Berechnung und Geltendmachung der 
Gebühren und Auslagen exakt geregelt, so daß hier jeder­
mann feststellen kann, welche Rechte der Rechtsanwalt 
und der Auftraggeber oder der Kostenschuldner zu wel­
chem Zeitpunkt geltend machen kann. Auch die Voraus­
setzungen und Wirkungen der gerichtlichen Kostenfest­
setzung sind geregelt. Da die Berechnung der Gebühren 
und die Festsetzung im Bereich des Zivil-, Familien- und 
Arbeitsrechts in der ZPO geregelt sind, eine entsprechende 
Regelung für Strafsachen in der StPO aber nicht enthal­
ten ist, war es erforderlich, diese Regelung in die RAGO 
aufzunehmen. Aus diesem Grund ist auch eine Änderung 
des § 7 der Justizkostenordnung vom 10. Dezember 1975 
(GBl. I 1976 Nr. 1 S. 11) vorgenommen worden.
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